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Vorwort 
 
 
Es war keine leichte Aufgabe für den deutschen Gesetzgeber, als er sich daran machte, 

die EU-Richtlinie über die außergerichtliche Streitbeilegung in Verbraucherangelegen-
heiten umzusetzen. Aus dem bestehenden Flickenteppich an Schlichtungsverfahren 
musste ein umfassendes Schlichtungsangebot für sämtliche Verbraucherstreitigkeiten 
geschaffen werden, wobei weder die Wirtschaft zur Beteiligung verpflichtet, noch eine 
staatliche Parallelstruktur zur Gerichtsbarkeit aufgebaut werden sollte. Wieviel Ver-
braucherschlichtung sollte es in Deutschland künftig geben? Aus Verbrauchersicht 
konnte die Antwort eigentlich nur lauten, dass es so viel hochwertige Schlichtung  
wie möglich geben solle, um ohne finanzielles Risiko die Ansprüche gegenüber den Un-
ternehmern als Vertragspartner besser durchsetzen zu können. Aber schon die Ver-
braucherverbände sahen in der Schlichtung ein zweischneidiges Schwert, das einerseits 
die Rechtsdurchsetzung erleichtert, andererseits aber die notwendige Rechtsfortbildung 
aufgrund der Nichtöffentlichkeit der Verfahren und der fehlenden Rechtsbindung des 
Streitmittlers gefährden könnte. Auf Seiten der Wirtschaft war trotz guter Erfahrungen 
mit branchenbezogenen Schlichtungsverfahren die Einschätzung vorherrschend, dass 
die Schlichtung vornehmlich dem Verbraucher nütze. 

Das am 1. April 2016 in Kraft getretene Verbraucherstreitbeilegungsgesetz (VSBG) 
spiegelt die Zielkonflikte zwischen Verbraucher-, Rechts- und Wirtschaftspolitik deut-
lich wider. Herausgekommen ist ein gesetzlicher Rahmen, der von dem Prinzip geprägt 
ist, dass Schlichtung grundsätzlich freiwillig sein soll. Dieser Grundsatz wird freilich 
bereits durchbrochen in einzelnen spezialgesetzlichen Regelungen, die einen mehr oder 
minder sanften Zwang auf die Unternehmen ausüben, Schlichtungsstellen einzurichten 
und am Verfahren teilzunehmen.  

Das VSBG belässt den Schlichtungsstellen und den Unternehmen grundsätzlich große 
Spielräume. Allerdings werden die Informationspflichten und die ihnen inhärente 
Pflicht, sich für oder gegen die Teilnahme an der Schlichtung zu entscheiden, ihre Wir-
kung nicht verfehlen. Ist der Anstieg an Schlichtungsverfahren im Jahr des Inkraft-
tretens des VSBG noch moderat ausgefallen, wird das Jahr 2017 für die weitere Ent-
wicklung der Schlichtung eine entscheidende Rolle spielen. Denn ab dem 1. Februar 
2017 müssen sich Unternehmer, sofern sie Verbraucher als Kunden haben und nicht 
unter die Kleinbetriebsklausel fallen, vorvertraglich entscheiden und darüber erklären, 
ob sie zur Teilnahme an einer Verbraucherschlichtung bereit sind. Ist eine Streitigkeit 
aus einem Verbrauchervertrag entstanden, trifft diese Pflicht ausnahmslos alle Unter-
nehmer. 

Bereits jetzt ist zu erkennen, dass einzelne große Anbieter ihren Kunden im Streitfall 
die Möglichkeit einer außergerichtlichen Streitbeilegung eröffnen wollen. Die Entschei-
dung für oder gegen Schlichtung wird damit, vorausgesetzt dass sich die Schlichtungs-
stellen als Institution zur Streitbeilegung weiter bewähren, zunehmend zum Qualitäts- 
und Abgrenzungsmerkmal.  

Wer als Unternehmer diese Entscheidung zu treffen hat, sollte Bescheid wissen, wie 
Verbraucherschlichtung funktioniert, welche rechtlichen Rahmenbedingungen gelten 
und wann sie für ihn vorteilhaft sein kann. Das Gleiche gilt für den Verbraucher, der 
im Streitfall ebenfalls entscheiden muss, welchen Weg der Rechtsdurchsetzung er wäh-
len will. Von Rechtsanwälten, gleich ob sie Unternehmer oder Verbraucher beraten, 
wird erwartet, dass sie über das nötige Wissen zur Schlichtung verfügen.  
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Dieses Buch wendet sich daher vor allem an Rechtsanwälte, Unternehmensjuristen 
und Verbraucherverbände, denen der Zugang zur Schlichtung und zu den nicht immer 
ohne weiteres verständlichen Regelungen des VSBG leichter gemacht werden soll. Aber 
auch diejenigen, die für eine Schlichtungsstelle oder als Mediatoren tätig sind, werden 
in dem Werk nützliche Hinweise finden.  

Die Autoren verbinden die praktische Erfahrung aus der Leitung einer Verbraucher-
schlichtungsstelle mit den Blickwinkeln der richterlichen Tätigkeit, der Mediation und 
der Verbraucherpolitik. Angesichts der sehr jungen Rechtsmaterie wird es nicht ver-
wundern, dass die Autoren neben der praxisorientierten Betrachtung auch den rechts-
wissenschaftlichen Diskurs nicht ausblenden und mit ihrem Werk einen Beitrag zur 
weiteren Entwicklung der Verbraucherschlichtung in Deutschland leisten wollen. 

 
München/Hannover/Kehl, im November 2016 Matthias Roder 
 Peter Röthemeyer 

 Felix Braun 
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